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Gesetz 
vom 26. Juni 2008 

über die Abänderung des Personen- und 
Gesellschaftsrechts 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich 
Meine Zustimmung: 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Personen- und Gesellschaftsrecht vom 20. Januar 1926, LGBl. 1926 
Nr. 4, in der geltenden Fassung, wird wie folgt abgeändert: 

Art. 106 Abs. 2 Ziff. 3 

Aufgehoben 

Art. 107 Abs. 4a 

4a) Wo das Gesetz von gemeinnützigen oder wohltätigen Zwecken 
spricht, sind darunter solche Zwecke zu verstehen, durch deren Erfül-
lung die Allgemeinheit gefördert wird. Eine Förderung der Allgemeinheit 
liegt insbesondere vor, wenn die Tätigkeit dem Gemeinwohl auf karitati-
vem, religiösem, humanitärem, wissenschaftlichem, kulturellem, sittlichem, 
sozialem, sportlichem oder ökologischem Gebiet nützt, auch wenn durch 
die Tätigkeit nur ein bestimmter Personenkreis gefördert wird. 
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Art. 182 Abs. 2 

2) Sie hat das Unternehmen der Verbandsperson mit Sorgfalt zu leiten 
und zu fördern und haftet für die Beobachtung der Grundsätze einer 
sorgfältigen Geschäftsführung und Vertretung. Ein Mitglied der Verwal-
tung handelt im Einklang mit diesen Grundsätzen, wenn es sich bei seiner 
unternehmerischen Entscheidung nicht von sachfremden Interessen leiten 
liess und vernünftigerweise annehmen durfte, auf der Grundlage ange-
messener Information zum Wohle der Verbandsperson zu handeln. 

Art. 259 Abs. 2 

Aufgehoben 

Überschrift vor Art. 552 

2. Abschnitt 

Die Stiftungen 

Art. 552 

Für die Stiftung gelten nachfolgende Vorschriften: 

A. Im Allgemeinen 

I. Begriff und Zweck 

§ 1 

1. Umschreibung und Abgrenzung 

1) Eine Stiftung im Sinne dieses Abschnittes ist ein rechtlich und wirt-
schaftlich verselbständigtes Zweckvermögen, welches als Verbandsper-
son (juristische Person) durch die einseitige Willenserklärung des Stifters 
errichtet wird. Der Stifter widmet das bestimmt bezeichnete Stiftungs-
vermögen und legt den unmittelbar nach aussen gerichteten, bestimmt 
bezeichneten Stiftungszweck sowie Begünstigte fest. 

2) Eine Stiftung darf ein nach kaufmännischer Art geführtes Gewerbe 
nur dann ausüben, wenn es der Erreichung ihres gemeinnützigen Zwecks 
unmittelbar dient oder aufgrund einer spezialgesetzlichen Grundlage 
zulässig ist. Soweit es die ordnungsgemässe Anlage und Verwaltung des 
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Stiftungsvermögens erfordert, ist die Einrichtung eines kaufmännischen 
Betriebes auch bei privatnützigen Stiftungen zulässig. 

3) Liegt kein Fall des Abs. 2 Satz 1 vor, so darf die Stiftung auch nicht 
unbeschränkt haftende Gesellschafterin einer personenrechtlichen Ge-
meinschaft sein, die ein nach kaufmännischer Art geführtes Gewerbe 
betreibt. 

§ 2 

2. Stiftungszwecke 

1) Als Stiftungszwecke kommen gemeinnützige oder privatnützige 
Zwecke in Betracht. 

2) Eine gemeinnützige Stiftung im Sinne dieses Abschnitts ist eine 
solche, deren Tätigkeit nach der Stiftungserklärung ganz oder überwie-
gend gemeinnützigen Zwecken nach Art. 107 Abs. 4a zu dienen bestimmt 
ist, wenn es sich nicht um eine Familienstiftung handelt. 

3) Eine privatnützige Stiftung im Sinne dieses Abschnitts ist eine solche, 
die nach der Stiftungserklärung ganz oder überwiegend privaten oder 
eigennützigen Zwecken zu dienen bestimmt ist. Das Überwiegen ist nach 
dem Verhältnis der den privatnützigen Zwecken zu den den gemeinnüt-
zigen Zwecken dienenden Leistungen zu beurteilen. Steht nicht fest, dass 
die Stiftung in einem bestimmten Zeitpunkt ganz oder überwiegend 
privatnützigen Zwecken zu dienen bestimmt ist, so ist sie als gemeinnüt-
zige Stiftung anzusehen. 

4) Als privatnützige Stiftungen kommen insbesondere in Betracht: 
1. reine Familienstiftungen; dies sind Stiftungen, deren Stiftungsvermö-

gen ausschliesslich der Bestreitung der Kosten der Erziehung oder 
Bildung, der Ausstattung oder Unterstützung von Angehörigen einer 
oder mehrerer Familien oder ähnlichen Familieninteressen dienen; 

2. gemischte Familienstiftungen; dies sind Stiftungen, die überwiegend 
den Zweck einer reinen Familienstiftung verfolgen, ergänzend hierzu 
aber auch gemeinnützigen oder anderen privatnützigen Zwecken die-
nen. 
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II. Stiftungsbeteiligte 

§ 3 

1. Begriff 

Als Beteiligte der Stiftung gelten: 
1. der Stifter; 
2. die Begünstigungsberechtigten; 
3. die Anwartschaftsberechtigten; 
4. die Ermessensbegünstigten; 
5. die Letztbegünstigten; 
6. die Organe der Stiftung gemäss den §§ 11, 24, 27 und 28 sowie die 

Mitglieder dieser Organe. 

§ 4 

2. Stifter 

1) Stifter können eine oder mehrere natürliche oder juristische Perso-
nen sein. Eine durch letztwillige Verfügung errichtete Stiftung kann nur 
einen Stifter haben. 

2) Hat eine Stiftung mehrere Stifter, so können die dem Stifter zuste-
henden oder vorbehaltenen Rechte nur von allen Stiftern gemeinsam 
ausgeübt werden, es sei denn, die Stiftungserklärung sieht etwas anderes 
vor. Fällt einer der Stifter weg, so erlöschen im Zweifel die vorgenannten 
Rechte. 

3) Wird die Stiftung durch einen indirekten Stellvertreter errichtet, so 
gilt der Geschäftsherr (Machtgeber) als Stifter. Handelt auch dieser als 
indirekter Stellvertreter für einen Dritten, so gilt dessen Geschäftsherr 
(Machtgeber) als Stifter. In jedem Fall ist der indirekte Stellvertreter 
verpflichtet, dem Stiftungsrat die Person des Stifters bekannt zu geben. 

§ 5 

3. Begünstigter 

1) Als Begünstigter gilt diejenige natürliche oder juristische Person, 
die mit oder ohne Gegenleistung tatsächlich, unbedingt oder unter be-
stimmten Voraussetzungen oder Auflagen, befristet oder unbefristet, be-
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schränkt oder unbeschränkt, widerruflich oder unwiderruflich, zu irgend-
einem Zeitpunkt während des Rechtsbestands der Stiftung oder bei ihrer 
Beendigung in den Genuss eines wirtschaftlichen Vorteils aus der Stif-
tung (Begünstigung) kommt oder kommen kann. 

2) Begünstigte im Sinne von Abs. 1 sind: 
1. die Begünstigungsberechtigten (§ 6 Abs. 1); 
2. die Anwartschaftsberechtigten (§ 6 Abs. 2); 
3. die Ermessensbegünstigten (§ 7); und 
4. die Letztbegünstigten (§ 8). 

§ 6 

4. Begünstigte mit Rechtsanspruch 

1) Begünstigungsberechtigt ist derjenige, der einen sich auf die Stif-
tungsurkunde, die Stiftungszusatzurkunde oder Reglemente gründenden 
rechtlichen Anspruch auf einen auch der Höhe nach bestimmten oder 
bestimmbaren Vorteil aus dem Stiftungsvermögen oder den Stiftungser-
trägnissen hat. 

2) Anwartschaftsberechtigt ist derjenige, der nach Eintritt einer auf-
schiebenden Bedingung oder bei Erreichung eines Termins, insbesondere 
nach dem Wegfall eines im Rang vorgehenden Begünstigten, einen recht-
lichen Anspruch hat, aufgrund der Stiftungsurkunde, der Stiftungszu-
satzurkunde oder eines Reglements eine Begünstigungsberechtigung zu 
erlangen. 

§ 7 

5. Ermessensbegünstigter (Begünstigter ohne Rechtsanspruch) 

1) Ermessensbegünstigt ist derjenige, der dem durch den Stifter be-
nannten Begünstigtenkreis angehört und dessen mögliche Begünstigung 
in das Ermessen des Stiftungsrats oder einer anderen dazu berufenen 
Stelle gestellt ist. Wer nur eine Anwartschaft auf eine solche künftige 
Begünstigung hat, zählt nicht zu den Ermessensbegünstigten. 

2) Ein rechtlicher Anspruch des Ermessensbegünstigten auf einen be-
stimmten Vorteil aus dem Stiftungsvermögen oder den Stiftungserträg-
nissen entsteht in jedem Fall erst mit gültiger Beschlussfassung des Stif-
tungsrats oder des sonst dafür zuständigen Organs (§ 28) über eine tat-
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sächliche Ausschüttung an den entsprechenden Ermessensbegünstigten 
und erlischt mit Empfang derselben. 

§ 8 

6. Letztbegünstigter 

1) Letztbegünstigt ist derjenige, dem gemäss Stiftungsurkunde oder 
Stiftungszusatzurkunde ein nach Durchführung der Liquidation der Stif-
tung verbleibendes Vermögen zukommen soll. 

2) Mangels Bestimmung eines Letztbegünstigten oder Vorhandensein 
des Letztbegünstigten fällt das nach Durchführung der Liquidation ver-
bleibende Vermögen an das Land. 

3) Mangels einer Bestimmung über die Vermögensverwendung im 
Falle eines Widerrufs gemäss § 30 Abs. 1 gilt der Stifter selbst als Letzt-
begünstigter, unabhängig davon, ob er vorgängig eine Begünstigtenstel-
lung innehatte. 

III. Informations- und Auskunftsrechte der Begünstigten 

§ 9 

1. Im Allgemeinen 

1) Der Begünstigte hat, soweit es seine Rechte betrifft, Anspruch auf 
Einsichtnahme in die Stiftungsurkunde, die Stiftungszusatzurkunde und 
allfällige Reglemente. 

2) Er hat ferner, soweit es seine Rechte betrifft, Anspruch auf Aus-
kunftserteilung, Berichterstattung und Rechnungslegung. Zu diesem 
Zweck hat er das Recht, Einsicht in alle Geschäftsbücher und Papiere zu 
nehmen und Abschriften herzustellen sowie alle Tatsachen und Verhält-
nisse, insbesondere das Rechnungswesen, persönlich oder durch einen 
Vertreter zu prüfen und zu untersuchen. Das Recht darf jedoch nicht in 
unlauterer Absicht, in missbräuchlicher oder nicht in einer den Interes-
sen der Stiftung oder anderer Begünstigten widerstreitenden Weise aus-
geübt werden. Ausnahmsweise kann das Recht auch aus wichtigen Grün-
den zum Schutz des Begünstigten verweigert werden. 

3) Dem Letztbegünstigten stehen diese Rechte erst nach der Auflö-
sung der Stiftung zu. 



7 

4) Die Rechte des Begünstigten sind im Rechtsfürsorgeverfahren gel-
tend zu machen. 

5) Vorbehalten bleiben die Ausnahmen gemäss §§ 10 bis 12. 

§ 10 

2. Bei Widerrufsrecht des Stifters 

1) Hat sich der Stifter in der Stiftungserklärung das Recht vorbehal-
ten, die Stiftung zu widerrufen (§ 30), und ist er selbst Letztbegünstigter, 
so stehen dem Begünstigten die Rechte gemäss § 9 nicht zu. 

2) Wurde die Stiftung von mehreren Stiftern errichtet, so können diese 
Rechte von jedem einzelnen Stifter, der sich das Widerrufsrecht vorbe-
halten hat, ausgeübt werden. 

§ 11 

3. Bei Einrichtung eines Kontrollorgans 

1) Hat der Stifter in der Stiftungserklärung ein Kontrollorgan für die 
Stiftung eingerichtet, so kann der Begünstigte nur über Zweck und Or-
ganisation der Stiftung sowie über seine eigenen Rechte gegenüber der 
Stiftung Auskunft verlangen und deren Richtigkeit durch Einsichtnahme 
in die Stiftungsurkunde, die Stiftungszusatzurkunde und die Reglemente 
überprüfen. 

2) Als Kontrollorgan kann eingerichtet werden: 
1. eine Revisionsstelle, auf die § 27 sinngemäss anzuwenden ist; 
2. eine oder mehrere vom Stifter namentlich genannte natürliche Perso-

nen, welche über ausreichende Fachkenntnisse auf dem Gebiet des 
Rechts und der Wirtschaft verfügen, um ihre Aufgaben erfüllen zu 
können; oder 

3. der Stifter. 

3) Das Kontrollorgan muss von der Stiftung unabhängig sein. § 27 
Abs. 2 gilt sinngemäss. 

4) Das Kontrollorgan ist verpflichtet, einmal jährlich zu überprüfen, 
ob das Stiftungsvermögen seinen Zwecken gemäss verwaltet und ver-
wendet wird. Über das Ergebnis dieser Prüfung hat es dem Stiftungsrat 
einen Bericht vorzulegen. Besteht kein Grund zur Beanstandung, so 
genügt eine Bestätigung, wonach eine Verwaltung und Verwendung des 
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Stiftungsvermögens entsprechend dem Stiftungszweck und im Einklang 
mit den Bestimmungen des Gesetzes und der Stiftungsdokumente durch-
geführt wurde. Ist dies nicht der Fall oder stellt das Kontrollorgan bei 
Wahrnehmung seiner Aufgaben Tatsachen fest, die den Bestand der Stif-
tung gefährden, so hat es den Begünstigten, soweit diese ihm bekannt 
sind, und dem Gericht Mitteilung zu machen. Das Gericht geht erforder-
lichenfalls gemäss § 35 vor. 

5) Ist ein Kontrollorgan eingerichtet, so kann der Begünstigte von der 
Stiftung und von dem Kontrollorgan die Übermittlung der Berichte ge-
mäss Abs. 4 verlangen. 

6) Macht der Begünstigte seine Rechte gemäss § 9 geltend, so obliegt 
der Stiftung der Beweis, dass ein Kontrollorgan vorhanden ist, das den 
Anforderungen nach Abs. 2 iVm Abs. 3 entspricht. 

§ 12 

4. Bei beaufsichtigten Stiftungen 

Die Rechte gemäss § 9 stehen dem Begünstigten nicht zu, wenn die 
Stiftung unter der Aufsicht der Stiftungsaufsichtsbehörde (§ 29) steht. 

§ 13 

IV. Stiftungsvermögen 

1) Das Mindestkapital der Stiftung beträgt 30 000 Franken. Es kann 
auch durch Euro oder US-Dollar aufgebracht werden und beträgt dann 
30 000 Euro oder 30 000 US-Dollar. 

2) Erfolgt eine weitere Vermögenszuwendung an die Stiftung nach ihrer 
rechtsgültigen Entstehung durch den Stifter, handelt es sich um eine 
Nachstiftung. 

3) Erfolgt eine Vermögenszuwendung an die Stiftung durch einen 
Dritten, handelt es sich um eine Zustiftung. Der Zustifter erlangt da-
durch nicht die Stellung eines Stifters. 

4) Wird die Stiftung erst mit dem Ableben des Stifters oder nach Be-
endigung einer Verbandsperson wirksam, so gilt sie für die Zuwendun-
gen des Stifters als schon vor dessen Tod bzw. deren Beendigung ent-
standen. 
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B. Errichtung und Entstehung 

I. Im Allgemeinen 

§ 14 

1. Stiftung unter Lebenden 

1) Die Errichtung der Stiftung erfolgt durch eine Stiftungserklärung. 
Sie bedarf der Schriftform und der Beglaubigung der Unterschriften der 
Stifter. 

2) Im Falle einer direkten Stellvertretung oder einer indirekten Stell-
vertretung gemäss § 4 Abs. 3 ist auf der Stiftungsurkunde die Unter-
schrift des Stellvertreters zu beglaubigen. 

3) Bei direkter Stellvertretung bedarf der Vertreter einer besonderen 
auf dieses Geschäft lautenden Vollmacht des Stifters. 

4) Gemeinnützige Stiftungen und privatnützige Stiftungen, die auf 
spezialgesetzlicher Grundlage ein nach kaufmännischer Art geführtes 
Gewerbe betreiben, sind in das Öffentlichkeitsregister einzutragen und 
erlangen durch die Eintragung das Recht der Persönlichkeit. 

5) Andere privatnützige Stiftungen können in das Öffentlichkeitsre-
gister eingetragen werden. Eine Rechtspflicht besteht jedoch nicht. 

§ 15 

2. Stiftung von Todes wegen 

1) Die Stiftung kann auch durch letztwillige Verfügung oder durch 
Erbvertrag entsprechend den hierfür geltenden Formvorschriften errich-
tet werden. 

2) Die Eintragung oder die Hinterlegung einer Gründungsanzeige einer 
durch letztwillige Verfügung errichteten Stiftung kann erst nach dem 
Tode des Stifters und beim Erbvertrag, wenn dieser es nicht anders be-
stimmt, eines der Stifter erfolgen. 

3) § 14 Abs. 4 und 5 finden entsprechende Anwendung. 
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II. Stiftungsdokumente 

§ 16 

1. Stiftungsurkunde (Statut) 

1) Die Stiftungsurkunde hat jedenfalls zu enthalten: 
1. den Willen des Stifters, die Stiftung errichten zu wollen; 
2. Name bzw. Firma und Sitz der Stiftung; 
3. die Widmung eines bestimmten Vermögens, das zumindest dem ge-

setzlichen Mindestkapital entsprechen muss; 
4. Zweck der Stiftung, einschliesslich der Bezeichnung der konkreten 

oder nach objektiven Merkmalen individualisierbaren Begünstigten 
oder des Begünstigtenkreises, sofern es sich nicht um eine gemeinnüt-
zige Stiftung handelt oder die Begünstigten sich sonst aus dem Stif-
tungszweck ergeben oder sofern nicht stattdessen ausdrücklich auf 
eine Stiftungszusatzurkunde verwiesen wird, welche dies regelt; 

5. Datum der Errichtung der Stiftung; 
6. Dauer der Stiftung, falls diese begrenzt ist; 
7. Regelungen über die Bestellung, Abberufung, Funktionsdauer sowie 

Art der Geschäftsführung (Beschlussfassung) und Vertretungsbefug-
nis (Zeichnungsrecht) des Stiftungsrats; 

8. eine Bestimmung über die Verwendung des Vermögens im Falle der 
Auflösung der Stiftung in sinngemässer Anwendung von Ziff. 4; 

9. den Namen, Vornamen und Wohnsitz bzw. Firma und Sitz des Stif-
ters bzw. bei indirekter Stellvertretung (§ 4 Abs. 3) den Namen, Vor-
namen und Wohnsitz bzw. Firma und Sitz des Stellvertreters. Auf das 
Tätigwerden als indirekter Stellvertreter ist dabei ausdrücklich hin-
zuweisen. 

2) Sofern nachstehende Inhalte geregelt werden, sind diese ebenfalls 
in die Stiftungsurkunde aufzunehmen: 
1. der Hinweis, dass eine Stiftungszusatzurkunde errichtet ist oder er-

richtet werden kann; 
2. der Hinweis, dass Reglemente erlassen sind oder erlassen werden 

können; 
3. der Hinweis, dass andere Organe errichtet sind oder errichtet werden 

können; nähere Angaben über die Zusammensetzung, Bestellung, 
Abberufung, Funktionsdauer sowie Aufgaben können in der Stif-
tungszusatzurkunde oder in Reglementen gemacht werden; 
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4. der Vorbehalt des Widerrufs der Stiftung oder zur Änderung der 
Stiftungsdokumente durch den Stifter; 

5. der Vorbehalt der Änderung der Stiftungsurkunde oder Stiftungszu-
satzurkunde durch den Stiftungsrat oder durch ein anderes Organ 
gemäss §§ 31 bis 34; 

6. der Ausschluss der Vollstreckung gemäss § 36 Abs. 1; 
7. der Vorbehalt der Umwandlung (§ 41); 
8. die Bestimmung, dass die Stiftung, obwohl sie privatnützig ist, der 

Aufsicht untersteht (§ 29 Abs. 1 Satz 2). 

3) Als wesentlich im Sinne des Vernichtbarkeitsverfahrens gelten die 
Bestimmungen nach Abs. 1 Ziff. 1, 3 und 4. 

§ 17 

2. Stiftungszusatzurkunde (Beistatut) 

Der Stifter kann eine Stiftungszusatzurkunde errichten, wenn er sich 
dies vorbehalten hat (§ 16 Abs. 2 Ziff. 1). Sie kann solche Bestandteile der 
Stiftungserklärung enthalten, die nicht in die Stiftungsurkunde aufge-
nommen werden müssen. 

§ 18 

3. Reglemente 

Zur weiteren Ausführung der Stiftungsurkunde oder der Stiftungszu-
satzurkunde kann der Stifter, der Stiftungsrat oder ein anderes Stiftungs-
organ interne Anordnungen in Form von Reglementen erlassen, wenn 
dies in der Stiftungsurkunde vorbehalten wurde (§ 16 Abs. 2 Ziff. 2). 
Vom Stifter erlassene Reglemente gehen jenen des Stiftungsrats oder 
eines anderen Stiftungsorgans vor. 

§ 19 

III. Eintragung ins Öffentlichkeitsregister 

1) Unterliegt die Stiftung der Eintragungspflicht, so ist jedes Mitglied 
des Stiftungsrats unabhängig von seiner Vertretungsbefugnis verpflichtet, 
die Stiftung zur Eintragung ins Öffentlichkeitsregister anzumelden. Die 
Anmeldung ist unter Beilage des Originals oder einer beglaubigten Ab-
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schrift der Stiftungsurkunde schriftlich einzureichen. Der Stiftungsrat hat 
zu bestätigen, dass sich das gesetzliche Mindestkapital in der freien Ver-
fügung der Stiftung befindet. Die Befugnis zur Anmeldung steht auch 
dem Repräsentanten zu. 

2) Erfolgt die Eintragung ohne Bestehen einer Eintragungspflicht (§ 14 
Abs. 5), so muss der Stiftungsrat überdies bestätigen, dass die Bezeich-
nung der konkreten oder nach objektiven Merkmalen individualisierba-
ren Begünstigten oder des Begünstigtenkreises durch den Stifter erfolgt 
ist, sofern sich dies nicht aus dem angezeigten Stiftungszweck ergibt. 

3) Die Eintragung hat folgende Angaben zu enthalten: 
1. Name bzw. Firma der Stiftung; 
2. Sitz der Stiftung; 
3. Zweck der Stiftung; 
4. Datum der Errichtung der Stiftung; 
5. Dauer der Stiftung, falls diese begrenzt ist; 
6. Organisation und Vertretung, wobei Name, Vorname, Geburtsda-

tum, Staatsbürgerschaft und Wohnsitz oder Kanzleisitz bzw. Firma 
und Sitz der Mitglieder des Stiftungsrats sowie die Art der Zeichnung 
anzugeben sind; 

7. Name, Vorname, Geburtsdatum, Staatsbürgerschaft und Wohnsitz 
oder Kanzleisitz bzw. Firma und Sitz der Revisionsstelle; 

8. Name, Vorname, Geburtsdatum, Staatsbürgerschaft und Wohnsitz 
oder Kanzleisitz bzw. Firma und Sitz des Repräsentanten. 

4) Die Eintragung kann nötigenfalls auf Grund der Stiftungsurkunde 
auch auf Anordnung des Richters im Rechtsfürsorgeverfahren erfolgen: 
a) auf Antrag von Stiftungsbeteiligten; 
b) auf Anzeige des Grundbuch- und Öffentlichkeitsregisteramts oder 

der Verlassenschaftsbehörde; oder 
c) von Amts wegen. 

5) Ändert sich der Zweck einer nicht in das Öffentlichkeitsregister 
eingetragenen Stiftung in der Weise, dass eine Eintragungspflicht ent-
steht, so sind die Mitglieder des Stiftungsrats verpflichtet, die Stiftung 
innerhalb von 30 Tagen zur Eintragung ins Öffentlichkeitsregister nach 
Abs. 1 und 3 anzumelden. Abs. 4 findet sinngemäss Anwendung. 

6) Die Bekanntmachung der Eintragung erfolgt im Sinne von Art. 957 
Abs. 1 Ziff. 1. 
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IV. Gründungsanzeige 

§ 20 

1. Hinterlegung der Gründungsanzeige 

1) Unterliegt die Stiftung keiner Eintragungspflicht, so ist zur Über-
wachung der Eintragungspflicht und Verhütung von Stiftungen mit ge-
setz- oder sittenwidrigem Zweck sowie zur Vermeidung von Umgehun-
gen einer allfälligen Aufsicht jedes Mitglied des Stiftungsrats verpflichtet, 
innerhalb von 30 Tagen ab Errichtung eine Gründungsanzeige beim 
Grundbuch- und Öffentlichkeitsregisteramt zu hinterlegen. Die Befugnis 
zur Hinterlegung steht auch dem Repräsentanten zu. Ein in Liechten-
stein zugelassener Rechtsanwalt, Treuhänder oder Träger einer Berechti-
gung nach Art. 180a hat die Richtigkeit der Angaben gemäss Abs. 2 
schriftlich zu bestätigen. 

2) Die Gründungsanzeige hat folgende Angaben zu enthalten: 
1. Name der Stiftung; 
2. Sitz der Stiftung; 
3. Zweck der Stiftung; 
4. Datum der Errichtung der Stiftung; 
5. Dauer der Stiftung, falls diese begrenzt ist; 
6. Name, Vorname, Geburtsdatum, Staatsbürgerschaft und Wohnsitz 

oder Kanzleisitz bzw. Firma und Sitz der Mitglieder des Stiftungsrats 
sowie die Art der Zeichnung; 

7. Name, Vorname, Geburtsdatum, Staatsbürgerschaft und Wohnsitz 
oder Kanzleisitz bzw. Firma und Sitz des gesetzlichen Repräsentan-
ten; 

8. die Bestätigung, dass die Bezeichnung der konkreten oder nach ob-
jektiven Merkmalen individualisierbaren Begünstigten oder des Be-
günstigtenkreises durch den Stifter erfolgt ist, sofern sich dies nicht 
aus dem angezeigten Stiftungszweck ergibt; 

9. die Bestätigung, dass die Stiftung nicht ganz oder überwiegend ge-
meinnützigen Zwecken zu dienen bestimmt ist; 

10. die Angabe, ob die Stiftung gemäss einer Bestimmung der Stiftungs-
urkunde der Aufsicht unterstellt ist; sowie 

11. die Bestätigung, dass sich das gesetzliche Mindestkapital in der freien 
Verfügung der Stiftung befindet. 
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3) Bei jeder Änderung einer in der Gründungsanzeige enthaltenen 
Tatsache sowie bei Vorliegen eines Auflösungsgrundes gemäss § 39 Abs. 1, 
sind die Mitglieder des Stiftungsrats verpflichtet, innerhalb von 30 Tagen 
eine Änderungsanzeige beim Grundbuch- und Öffentlichkeitsregisteramt 
zu hinterlegen. Die Befugnis zur Hinterlegung steht auch dem Repräsen-
tanten zu. Ein in Liechtenstein zugelassener Rechtsanwalt, Treuhänder 
oder Träger einer Berechtigung nach Art. 180a hat die Richtigkeit der 
Angaben in der Änderungsanzeige schriftlich zu bestätigen. 

4) Das Grundbuch- und Öffentlichkeitsregisteramt stellt auf Antrag 
der Stiftung nach jeder gesetzmässig ausgeführten Anzeige eine Amts-
bestätigung über die Hinterlegung der Gründungsanzeige aus. Es stellt 
keine Amtsbestätigung aus, wenn: 
1. der angezeigte Zweck gesetz- oder sittenwidrig ist; oder 
2. sich aus der Anzeige eine Eintragungspflicht für die Stiftung ergibt. 

§ 21 

2. Prüfbefugnis und Massnahmen 

1) Das Grundbuch- und Öffentlichkeitsregisteramt ist als Stiftungs-
aufsichtsbehörde berechtigt, die Richtigkeit der hinterlegten Gründungs- 
und Änderungsanzeigen zu überprüfen. Zu diesem Zweck kann es von 
der Stiftung Auskünfte verlangen und im Wege des Kontrollorgans oder, 
wenn ein solches nicht eingerichtet ist, im Wege eines beauftragten Drit-
ten in die Stiftungsdokumente Einsicht nehmen, soweit dies zur Über-
prüfung erforderlich ist. 

2) Kopien und Abschriften dürfen nur erstellt werden, wenn die Über-
prüfung Anhaltspunkte dafür gibt, dass die Gründungs- oder Ände-
rungsanzeige unrichtig ist. 

3) Ergibt die Überprüfung, dass die Stiftung einen gesetz- oder sit-
tenwidrigen Zweck verfolgt, ist sie unter Anwendung der allgemeinen 
Vorschriften über die Verbandspersonen aufzulösen. Die Bestimmungen 
über die Änderung des Zwecks, der nachträglich unerlaubt geworden ist, 
bleiben vorbehalten (§§ 31 und 33). Stellt sich heraus, dass die Stiftung 
einer Eintragungspflicht unterliegt, so ist die Eintragung vom Grund-
buch- und Öffentlichkeitsregisteramt unter Anwendung von § 19 Abs. 4 
vorzunehmen. Ergibt die Überprüfung, dass die Stiftung der Aufsicht 
gemäss § 29 unterliegt, hat die Stiftungsaufsichtsbehörde erforderlichen-
falls die entsprechenden Massnahmen zu treffen. 
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4) Erlangen Gerichte, die Staatsanwaltschaft oder eine Verwaltungs-
behörde Kenntnis davon, dass die Abgabe der Gründungs- oder Ände-
rungsanzeige unterblieben oder die abgegebene Gründungs- oder Ände-
rungsanzeige inhaltlich unrichtig ist, so ist ein Bericht zu erstellen und 
der Stiftungsaufsichtsbehörde zu übermitteln. 

5) Die Regierung kann mit Verordnung nähere Bestimmungen über 
die Ausübung der Prüfbefugnis sowie die Festsetzung und Erhebung von 
Gebühren durch die Stiftungsaufsichtsbehörde erlassen. 

C. Widerruf der Stiftungserklärung 

§ 22 

I. Durch den Stifter 

Ein Widerruf der Stiftungserklärung ist nur zulässig: 
1. wenn die Stiftung noch nicht ins Öffentlichkeitsregister eingetragen 

ist, falls die Eintragung zur Entstehung erforderlich ist; 
2. falls eine Eintragung der Stiftung nicht erforderlich ist und diese noch 

zu Lebzeiten des Stifters rechtswirksam werden soll, bis zur Beglau-
bigung seiner Unterschrift in der Stiftungsurkunde; 

3. bei den durch letztwillige Verfügung oder Erbvertrag errichteten 
Stiftungen nach den hierfür geltenden erbrechtlichen Vorschriften. 

§ 23 

II. Ausschluss der Erben 

1) Bei den durch letztwillige Verfügung oder Erbvertrag errichteten 
Stiftungen kommt den Erben nach dem Tod des Erblassers und Stifters 
selbst dann kein Recht zum Widerruf der Stiftungserklärung zu, wenn 
die Stiftung noch nicht ins Öffentlichkeitsregister eingetragen ist. 

2) Ebenso haben die Erben kein Recht zum Widerruf, wenn der Stif-
ter bei der Stiftung unter Lebenden die Stiftungsurkunde zwar errichtete, 
jedoch vor der Eintragung ins Öffentlichkeitsregister verstorben ist. 
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D. Organisation 

I. Stiftungsrat 

§ 24 

1. Im Allgemeinen 

1) Der Stiftungsrat führt die Geschäfte der Stiftung und vertritt diese. 
Er ist unter Beachtung der Bestimmungen in den Stiftungsdokumenten 
für die Erfüllung des Stiftungszwecks verantwortlich. 

2) Der Stiftungsrat hat sich aus mindestens zwei Mitgliedern zusam-
menzusetzen. Juristische Personen können Mitglied des Stiftungsrats sein. 

3) Ist in der Stiftungsurkunde nichts anderes vorgesehen, gilt die Be-
stellung des Stiftungsrats für eine Amtszeit von drei Jahren, wobei eine 
Wiederbestellung zulässig ist und die Mitglieder ihre Tätigkeit entgeltlich 
oder unentgeltlich ausüben können. 

4) Die für die Mitglieder des Stiftungsrats aufgestellten Bestimmun-
gen gelten auch für allfällige Stellvertreter. 

5) Die Mitglieder des Stiftungsrats haben in der Weise zu zeichnen, 
dass sie dem Namen der Stiftung ihre Unterschrift beifügen. 

6) Werden Mitglieder des Stiftungsrats unentgeltlich tätig, so kann die 
Haftung für leichte Fahrlässigkeit in der Stiftungserklärung ausgeschlos-
sen werden, soweit dadurch die Gläubiger der Stiftung nicht geschädigt 
werden. 

2. Besondere Pflichten 

§ 25 

a) Vermögensverwaltung 

1) Der Stiftungsrat verwaltet das Stiftungsvermögen unter Beachtung 
des Stifterwillens entsprechend dem Zweck der Stiftung nach den Grund-
sätzen einer guten Geschäftsführung. 

2) Der Stifter kann in der Stiftungsurkunde, der Stiftungszusatzur-
kunde oder einem Reglement konkrete und verbindliche Verwaltungs-
kriterien festlegen. 
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§ 26 

b) Rechnungswesen 

Stiftungen, die ein nach kaufmännischer Art geführtes Gewerbe aus-
üben, unterliegen den allgemeinen Vorschriften zur Rechnungslegung. 
Bei allen anderen Stiftungen hat der Stiftungsrat über die Verwaltung und 
Verwendung des Stiftungsvermögens unter Berücksichtigung der Grund-
sätze einer ordentlichen Buchführung den Vermögensverhältnissen der 
Stiftung angemessene Aufzeichnungen zu führen und Belege aufzube-
wahren, aus denen der Geschäftsverlauf und die Entwicklung des Stif-
tungsvermögens nachvollzogen werden können. Ferner hat der Stiftungs-
rat ein Vermögensverzeichnis zu führen, aus dem der Stand und die An-
lage des Stiftungsvermögens ersichtlich sind. Art. 1059 ist sinngemäss 
anzuwenden. 

§ 27 

II. Revisionsstelle 

1) Für jede gemäss § 29 der Aufsicht der Stiftungsaufsichtsbehörde 
unterstehende Stiftung bestellt das Gericht im Rechtsfürsorgeverfahren 
eine Revisionsstelle nach Art. 191a Abs. 1. Die Stiftungsaufsichtsbehörde 
hat in diesem Verfahren Parteistellung. 

2) Die Revisionsstelle muss von der Stiftung unabhängig sein. Sie ist 
verpflichtet, dem Gericht und der Stiftungsaufsichtsbehörde die Gründe, 
die ihre Unabhängigkeit ausschliessen, bekannt zu geben. Die Stiftungs-
aufsichtsbehörde kann von der Revisionsstelle die zur Beurteilung der 
Unabhängigkeit erforderlichen Bescheinigungen und Nachweise verlan-
gen. Als Revisionsstelle ist insbesondere ausgeschlossen, wer: 
1. einem anderen Stiftungsorgan angehört; 
2. in einem Arbeitsverhältnis zur Stiftung steht; 
3. enge verwandtschaftliche Beziehungen zu Mitgliedern von Stiftungs-

organen hat; oder 
4. Begünstigter der Stiftung ist. 

3) Der Stifter kann zwei Vorschläge für die Revisionsstelle unter Mit-
teilung seiner Präferenz unterbreiten. Hat der Stifter von diesem Recht 
nicht Gebrauch gemacht, so kann der Stiftungsrat beim Gericht einen 
solchen Vorschlag erstatten. Das Gericht bestellt, vorbehaltlich Abs. 2, in 
der Regel die vorzugsweise vorgeschlagene Revisionsstelle. 
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4) Die Revisionsstelle ist als Organ der Stiftung verpflichtet, einmal 
jährlich zu überprüfen, ob das Stiftungsvermögen seinen Zwecken ge-
mäss verwaltet und verwendet wird. Über das Ergebnis dieser Prüfung 
hat sie dem Stiftungsrat und der Stiftungsaufsichtsbehörde einen Bericht 
vorzulegen. Besteht kein Grund zur Beanstandung, so genügt eine Bestä-
tigung, wonach eine Verwaltung und Verwendung des Stiftungsvermö-
gens entsprechend dem Stiftungszweck und im Einklang mit den Be-
stimmungen des Gesetzes und der Stiftungsdokumente durchgeführt 
wurde. Stellt die Revisionsstelle bei Wahrnehmung ihrer Aufgaben Tat-
sachen fest, die den Bestand der Stiftung gefährden, so hat sie auch hier-
über zu berichten. Die Stiftungsaufsichtsbehörde kann von der Revisions-
stelle Auskunft über alle ihr im Zuge der Prüfung bekannt gewordenen 
Tatsachen verlangen. 

5) Bei gemeinnützigen Stiftungen kann die Stiftungsaufsichtsbehörde 
auf Antrag von der Bestellung einer Revisionsstelle absehen, wenn die 
Stiftung nur geringes Vermögen verwaltet oder dies aus anderen Grün-
den zweckmässig erscheint. Die Regierung legt die Voraussetzungen für 
die Befreiung von der Pflicht, eine Revisionsstelle zu bestellen, mit Ver-
ordnung fest. 

§ 28 

III. Weitere Organe 

1) Der Stifter kann weitere Organe, insbesondere zur Feststellung eines 
Begünstigten aus dem Begünstigtenkreis, zur Feststellung von Zeitpunkt, 
Höhe und Bedingung einer Ausschüttung, zur Verwaltung des Vermö-
gens, zur Beratung und Unterstützung des Stiftungsrats, zur Überwa-
chung der Stiftungsverwaltung zur Wahrung des Stiftungszwecks, zum 
Vorbehalt von Zustimmungen oder zur Erteilung von Weisungen sowie 
zur Interessenswahrung Stiftungsbeteiligter, vorsehen. Vertretungsbefugnis 
steht diesen Organen nicht zu. 

2) § 24 Abs. 6 ist sinngemäss anzuwenden. 

§ 29 

E. Aufsicht 

1) Gemeinnützige Stiftungen stehen unter der Aufsicht der Stiftungs-
aufsichtsbehörde. Dasselbe gilt für privatnützige Stiftungen, die durch 
eine Bestimmung der Stiftungsurkunde der Aufsicht unterstellt sind. 
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2) Stiftungsaufsichtsbehörde ist das Grundbuch- und Öffentlichkeits-
registeramt. 

3) Die Stiftungsaufsichtsbehörde hat von Amts wegen dafür zu sor-
gen, dass das Stiftungsvermögen seinen Zwecken gemäss verwaltet und 
verwendet wird. Sie hat zu diesem Zweck das Recht, von der Stiftung 
Auskünfte zu verlangen und im Wege der Revisionsstelle in die Bücher 
und Schriften der Stiftung Einsicht zu nehmen. Wurde von der Bestel-
lung einer Revisionsstelle gemäss § 27 Abs. 5 abgesehen, so übt die Stif-
tungsaufsichtsbehörde das Recht auf Einsichtnahme in der Regel selbst 
aus. Ferner kann sie Auskünfte anderer Verwaltungsbehörden und der 
Gerichte einholen und die gebotenen Anordnungen, wie Kontrolle und 
Abberufung der Stiftungsorgane, Durchführung von Sonderprüfungen 
oder Aufhebung von Beschlüssen der Stiftungsorgane, beim Richter im 
Rechtsfürsorgeverfahren beantragen. 

4) Gegen eine dem Stiftungszweck widersprechende Verwaltung und 
Verwendung des Vermögens durch die Stiftungsorgane kann überdies 
jeder Stiftungsbeteiligte beim Richter im Rechtsfürsorgeverfahren die 
Anordnung der gebotenen Massnahmen nach Abs. 3 beantragen. Besteht 
ein dringender Verdacht einer strafbaren Handlung durch ein Stiftungs-
organ, so kann der Richter auch von Amts wegen, insbesondere aufgrund 
einer Mitteilung der Staatsanwaltschaft, tätig werden. Die Stiftungsauf-
sichtsbehörde hat in einem solchen Verfahren Parteistellung. 

5) Unbekannte Begünstigte werden auf Antrag der Stiftungsaufsichts-
behörde im Aufgebotsverfahren ermittelt. 

6) Die Regierung kann mit Verordnung nähere Bestimmungen über 
die Tätigkeit der Stiftungsaufsichtsbehörde sowie die Festsetzung und 
Erhebung von Gebühren durch die Stiftungsaufsichtsbehörde erlassen. 

F. Änderung 

§ 30 

I. Rechte des Stifters zum Widerruf oder zur Änderung der 
Stiftungsdokumente 

1) Der Stifter kann sich das Recht zum Widerruf der Stiftung oder 
zur Änderung der Stiftungserklärung in der Stiftungsurkunde vorbehal-
ten. Diese Rechte können nicht abgetreten oder vererbt werden. Soll 
eines dieser Rechte durch einen direkten Stellvertreter ausgeübt werden, 
so bedarf dieser einer besonderen auf dieses Geschäft lautenden Voll-
macht. 
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2) Ist der Stifter eine juristische Person, so kann er sich die Rechte 
nach Abs. 1 nicht vorbehalten. 

3) Werden die Rechte nach Abs. 1 durch einen indirekten Stellvertre-
ter (§ 4 Abs. 3) ausgeübt, so treten die Rechtswirkungen unmittelbar 
beim Stifter ein. 

II. Rechte der Stiftungsorgane 

§ 31 

1. Änderung des Zwecks 

1) Eine Änderung des Stiftungszwecks durch den Stiftungsrat oder 
ein anderes Stiftungsorgan ist nur zulässig, wenn der Zweck unerreich-
bar, unerlaubt oder vernunftwidrig geworden ist oder sich die Verhält-
nisse so geändert haben, dass der Zweck eine ganz andere Bedeutung 
oder Wirkung erhalten hat, so dass die Stiftung dem Willen des Stifters 
entfremdet ist. 

2) Die Änderung muss dem mutmasslichen Willen des Stifters ent-
sprechen und die Befugnis zur Änderung dem Stiftungsrat oder dem 
anderen Stiftungsorgan in der Stiftungsurkunde ausdrücklich vorbehalten 
sein. 

§ 32 

2. Änderung anderer Inhalte 

Eine Änderung anderer Inhalte der Stiftungsurkunde oder der Stif-
tungszusatzurkunde, wie insbesondere der Organisation der Stiftung, ist 
durch den Stiftungsrat oder ein anderes Organ zulässig, wenn und soweit 
die Änderungsbefugnis dem Stiftungsrat oder dem anderen Stiftungsor-
gan in der Stiftungsurkunde ausdrücklich vorbehalten ist. Der Stiftungs-
rat übt das Recht zur Änderung unter Wahrung des Stiftungszwecks aus, 
wenn ein sachlich gerechtfertigter Grund vorliegt. 
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III. Rechte des Richters 

1. Beaufsichtigte Stiftungen 

§ 33 

a) Änderung des Zwecks 

1) Untersteht eine Stiftung der Aufsicht der Stiftungsaufsichtsbehörde, 
so kann diese beim Richter im Rechtsfürsorgeverfahren die Änderung 
des Zwecks der Stiftung beantragen, wenn: 
1. der Zweck unerreichbar, unerlaubt oder vernunftwidrig geworden ist 

oder sich die Verhältnisse so geändert haben, dass der Zweck eine 
ganz andere Bedeutung oder Wirkung erhalten hat, so dass die Stif-
tung dem Willen des Stifters entfremdet ist; und 

2. die Stiftungsurkunde nicht den Stiftungsrat oder ein anderes Stiftungs-
organ mit der Änderung des Zwecks betraut hat. 

2) Die Änderung muss dem mutmasslichen Willen des Stifters ent-
sprechen. 

3) Das Recht zur Antragstellung steht auch den Stiftungsbeteiligten 
zu; die Stiftungsaufsichtsbehörde hat in diesem Fall Parteistellung. 

§ 34 

b) Änderung anderer Inhalte 

1) Untersteht eine Stiftung der Aufsicht der Stiftungsaufsichtsbehörde, 
so kann diese beim Richter im Rechtsfürsorgeverfahren die Änderung 
anderer Inhalte der Stiftungsurkunde bzw. der Stiftungszusatzurkunde, 
wie insbesondere der Organisation der Stiftung, beantragen, wenn: 
1. dies zur Wahrung des Stiftungszwecks, insbesondere zur Sicherung 

des Fortbestands der Stiftung und zur Sicherung des Stiftungsvermö-
gens, zweckmässig ist; und 

2. die Stiftungsurkunde nicht den Stiftungsrat oder ein anderes Stif-
tungsorgan mit der Änderung der anderen Inhalte betraut hat. 

2) Das Recht zur Antragstellung steht auch den Stiftungsbeteiligten 
zu; die Stiftungsaufsichtsbehörde hat in diesem Fall Parteistellung. 
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§ 35 

2. Andere Stiftungen 

1) Bei den nicht der Aufsicht der Stiftungsaufsichtsbehörde unterste-
henden Stiftungen kann der Richter auf Antrag eines Stiftungsbeteiligten 
sowie in dringenden Fällen, gegebenenfalls aufgrund einer Mitteilung der 
Stiftungsaufsichtsbehörde (§ 21 Abs. 3) oder der Staatsanwaltschaft, auch 
von Amts wegen im Rechtsfürsorgeverfahren die Befugnisse gemäss §§ 33 
und 34 ausüben sowie die gemäss § 29 Abs. 3 gebotenen Anordnungen 
treffen. Ein dringender Fall liegt insbesondere vor, wenn ein dringender 
Verdacht einer strafbaren Handlung durch ein Stiftungsorgan besteht. 

2) Unbekannte Begünstigte können auf Antrag durch den Richter im 
Aufgebotsverfahren ermittelt werden. 

§ 36 

G. Vollstreckungsrechtliche Bestimmungen 

1) Bei Familienstiftungen kann der Stifter bestimmen, dass die Gläu-
biger von Begünstigten diesen ihre unentgeltlich erlangte Begünstigungs-
berechtigung oder Anwartschaftsberechtigung, bzw. einzelne Ansprüche 
daraus, auf dem Wege des Sicherungsverfahrens, der Zwangsvollstre-
ckung oder des Konkurses nicht entziehen dürfen. Bei gemischten Fami-
lienstiftungen kann eine solche Anordnung nur insoweit getroffen wer-
den, als die jeweilige Berechtigung den Zwecken der Familienstiftung 
dient. 

2) Kann ein Gläubiger der Stiftung aus dem Stiftungsvermögen keine 
Befriedigung erlangen, und hat der Stifter das gewidmete Vermögen noch 
nicht vollständig geleistet, so ist der Stiftungsrat verpflichtet, dem Gläu-
biger die zu seiner Rechtsverfolgung erforderlichen Auskünfte zu ertei-
len. Dies gilt im Konkurs der Stiftung sinngemäss gegenüber dem Masse-
verwalter. 

§ 37 

H. Haftung 

1) Für die Schulden der Stiftung haftet den Gläubigern gegenüber nur 
das Stiftungsvermögen. Es besteht keine Nachschusspflicht. 
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2) Der Stiftungsrat darf Leistungen an Begünstigte zur Erfüllung des 
Stiftungszwecks nur vornehmen, wenn dadurch Ansprüche von Gläubi-
gern der Stiftung nicht geschmälert werden. 

§ 38 

I. Anfechtung 

1) Die Vermögenszuwendung an die Stiftung kann von den Erben 
oder den Gläubigern gleich einer Schenkung angefochten werden. 

2) Der Stifter und seine Erben können die Stiftung wegen Willens-
mängeln gleich den Vorschriften über Mängel des Vertragsabschlusses 
auch nach der Eintragung anfechten. 

K. Auflösung und Beendigung 

§ 39 

I. Auflösungsgründe 

1) Die Stiftung wird aufgelöst, wenn: 
1. über das Vermögen der Stiftung der Konkurs eröffnet worden ist; 
2. der Beschluss, durch den die Eröffnung des Konkurses mangels eines 

zur Deckung der Kosten des Konkursverfahrens voraussichtlich hin-
reichenden Vermögens abgelehnt wird, Rechtskraft erlangt; 

3. das Gericht die Auflösung beschlossen hat; 
4. der Stiftungsrat einen rechtsgültigen Auflösungsbeschluss gefasst hat. 

2) Der Stiftungsrat hat einen Auflösungsbeschluss zu fassen, sobald: 
1. ihm ein zulässiger Widerruf des Stifters zugegangen ist; 
2. der Stiftungszweck erreicht oder nicht mehr erreichbar ist; 
3. die in der Stiftungsurkunde vorgesehene Dauer abgelaufen ist; 
4. andere in der Stiftungsurkunde dafür genannte Gründe gegeben sind. 

3) Der Auflösungsbeschluss nach Abs. 2 ist einstimmig zu fassen, so-
fern in der Stiftungsurkunde nichts anderes bestimmt ist. Bei den der 
Aufsicht der Stiftungsaufsichtsbehörde unterstehenden Stiftungen hat der 
Stiftungsrat dieser über den Auflösungsbeschluss Mitteilung zu machen. 
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4) Kommt ein Beschluss nach Abs. 2 trotz Vorliegens eines Auflö-
sungsgrundes nicht zustande, so hat bei den nicht der Aufsicht der Stif-
tungsaufsichtsbehörde unterstehenden Stiftungen der Richter auf Antrag 
von Stiftungsbeteiligten im Rechtsfürsorgeverfahren die Stiftung aufzulö-
sen; bei den übrigen Stiftungen kann die Auflösung auch von der Stif-
tungsaufsichtsbehörde beantragt werden. 

5) Kommt ein Auflösungsbeschluss nach Abs. 2 zustande, obwohl 
kein Auflösungsgrund vorliegt, so hat bei den nicht der Aufsicht der 
Stiftungsaufsichtsbehörde unterstehenden Stiftungen der Richter auf 
Antrag von Stiftungsbeteiligten im Rechtsfürsorgeverfahren den Auflö-
sungsbeschluss des Stiftungsrats aufzuheben; bei den übrigen Stiftungen 
steht das Antragsrecht auch der Stiftungsaufsichtsbehörde zu. 

6) Betreibt die Stiftung ohne die Voraussetzungen gemäss § 1 Abs. 2 
ein nach kaufmännischer Art geführtes Gewerbe, so hat der Richter auf 
Antrag eines Stiftungsbeteiligten oder von Amts wegen die Auflösung 
der Stiftung zu beschliessen, wenn die Stiftung einer rechtskräftigen Un-
terlassungsanordnung nicht innerhalb angemessener Frist nachgekom-
men ist. 

§ 40 

II. Liquidation und Beendigung 

1) Auf die Liquidation und Beendigung der Stiftung finden die allge-
meinen Vorschriften über die Verbandspersonen Anwendung. 

2) Auf im Öffentlichkeitsregister nicht eingetragene Stiftungen finden 
die Bestimmungen betreffend den Gläubigeraufruf keine Anwendung. 

3) Über die Beendigung einer Stiftung stellt das Grundbuch- und Öf-
fentlichkeitsregisteramt eine Löschungsbestätigung in Form eines Regis-
terauszugs bei eingetragenen Stiftungen oder einer Amtsbestätigung bei 
nicht eingetragenen Stiftungen aus. 

4) Untersteht die Stiftung der Aufsicht der Stiftungsaufsichtsbehörde, 
so hat der Stiftungsrat der Stiftungsaufsichtsbehörde Mitteilung über die 
Beendigung der Stiftung zu machen. Ist die Stiftung im Öffentlichkeits-
register eingetragen, so ist auch ein Registerauszug vorzulegen. Die Be-
fugnis zur Mitteilung steht auch dem gesetzlichen Repräsentanten zu. 

5) Nachträglich hervorgekommenes Vermögen ist nach den Bestim-
mungen über die Nachtragsliquidation (Art. 139) zu verteilen. Bei den 
der Aufsicht der Stiftungsaufsichtsbehörde unterstehenden Stiftungen hat 
der Stiftungsrat diese über nachträglich hervorgekommenes Vermögen 
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unverzüglich zu unterrichten. Die Befugnis zur Mitteilung steht auch 
dem gesetzlichen Repräsentanten zu. 

§ 41 

L. Umwandlung 

Eine privatnützige Stiftung kann ohne Abwicklung oder Liquidation 
vom Stiftungsrat unter zwingender Wahrung des Wesens der Stiftung im 
Allgemeinen und des Stifterwillens im Besonderen in eine stiftungsrecht-
lich organisierte Anstalt oder ein stiftungsrechtlich organisiertes Treuun-
ternehmen mit Persönlichkeit mittels formrichtiger Urkunde umgewan-
delt werden, wenn die Umwandlung: 
1. unter Festlegung der Voraussetzungen in der Stiftungsurkunde vor-

behalten ist; und 
2. der Verwirklichung des Stiftungszwecks dienlich ist. 

Art. 553 bis 570 

Aufgehoben 

Art. 955a Abs. 1 

1) Einsichtnahme, Auszüge, Abschriften oder Zeugnisse von gemäss 
Art. 990 hinterlegten Akten und Schriftstücken sowie von Anmeldungen 
und Belegen nicht im Öffentlichkeitsregister eingetragener Stiftungen 
und Treuhänderschaften oder von Gründungs- oder Änderungsanzeigen 
nicht im Öffentlichkeitsregister eingetragener Stiftungen können nur 
vom Hinterleger und demjenigen, der hierzu ermächtigt ist, sowie von 
Gesamtrechtsnachfolgern verlangt werden. Vorbehalten bleibt die Be-
kanntgabe des Repräsentanten oder Zustellbevollmächtigten an inländi-
sche Strafverfolgungsbehörden, die Stabsstelle FIU und die Finanzmarkt-
aufsicht (FMA). Die Regierung regelt das Nähere mit Verordnung. 

§ 66c SchlT 

5. Anmeldungs-, Hinterlegungs- und Deklarationspflichten bei Stiftungen 

1) Vom Landgericht kann auf Anzeige der Stiftungsaufsichtsbehörde 
im Rechtsfürsorgeverfahren mit einer Ordnungsbusse bis zu 10 000 
Franken bestraft werden, wer als Mitglied des Stiftungsrats: 
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1. eine Stiftung beim Öffentlichkeitsregister entgegen Art. 552 § 19 Abs. 5 
nicht anmeldet; oder 

2. eine Gründungsanzeige entgegen Art. 552 § 20 Abs. 1 iVm Abs. 2 
oder eine Änderungsanzeige entgegen Art. 552 § 20 Abs. 3 beim 
Grundbuch- und Öffentlichkeitsregisteramt nicht hinterlegt. 

2) Die Ordnungsbusse nach Abs. 1 kann fortgesetzt verhängt werden, 
bis der gesetzliche Zustand hergestellt ist. 

3) Wer vorsätzlich eine inhaltlich unrichtige Erklärung gemäss Art. 552 
§ 20 Abs. 1 iVm Abs. 2 oder gemäss Art. 552 § 20 Abs. 3 abgibt, wird 
vom Landgericht wegen Übertretung mit einer Busse bis zu 50 000 Fran-
ken, im Nichteinbringlichkeitsfalle mit einer Freiheitsstrafe bis zu sechs 
Monaten, bestraft. Handelt der Täter fahrlässig, wird er vom Landgericht 
wegen Übertretung mit einer Busse bis zu 20 000 Franken, im Nichtein-
bringlichkeitsfalle mit einer Freiheitsstrafe bis zu drei Monaten, bestraft. 

4) Ebenso ist nach Abs. 3 zu bestrafen, wer als Rechtsanwalt, Treu-
händer oder Träger einer Berechtigung nach Art. 180a vorsätzlich oder 
fahrlässig eine unrichtige Bestätigung der Angaben gemäss Art. 552 § 20 
Abs. 1 iVm Abs. 2 oder gemäss Art. 552 § 20 Abs. 3 vornimmt. 

5) Disziplinäre Massnahmen bleiben vorbehalten. 

II. 

Übergangsbestimmungen 

Art. 1 

Anwendung des neuen Rechts auf bestehende Stiftungen 

1) Auf im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes bestehende Stif-
tungen findet das bisherige Recht Anwendung, soweit im Folgenden 
nichts anderes bestimmt ist. 

2) Erfolgt erstmals nach Inkrafttreten dieses Gesetzes die Änderung 
einer Tatsache, die gemäss Art. 552 § 20 Abs. 3 dem Grundbuch- und 
Öffentlichkeitsregisteramt anzuzeigen ist, so ist von den Mitgliedern des 
Stiftungsrats eine Anzeige mit dem Inhalt nach Art. 552 § 20 Abs. 2 zu 
erstatten. Hinsichtlich der Pflicht und der Befugnis zur Anzeige sowie 
der Bestätigung der Richtigkeit der Angaben ist Art. 552 § 20 Abs. 1, 
hinsichtlich der Überprüfung der Richtigkeit ist § 21 sinngemäss anzu-
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wenden. Auf alle folgenden Änderungen gelangt Art. 552 § 20 Abs. 3 zur 
Anwendung. 

3) Wird eine Anzeige nach Abs. 2 erstattet oder ist eine solche bereits 
erstattet worden, so kann die Herausgabe der Stiftungsurkunde und der 
sonstigen Dokumente an die Stiftung begehrt werden, die gemäss Art. 554 
in der bisher geltenden Fassung beim Grundbuch- und Öffentlichkeits-
registeramt hinterlegt wurden. 

4) Die Art. 107 Abs. 4a und Art. 552 §§ 3, 5 bis 12, 21, 26, 27, 29 und 
31 bis 35 sind auch auf Stiftungen anzuwenden, die vor Inkrafttreten 
dieses Gesetzes errichtet wurden. Die Mitglieder des Stiftungsrats haben 
Stiftungen, die gemäss Art. 552 § 29 der Aufsicht der Stiftungsaufsichts-
behörde unterstehen, der Stiftungsaufsichtsbehörde unter Vorlage eines 
Registerauszugs innerhalb von sechs Monaten nach Inkrafttreten dieses 
Gesetzes anzuzeigen. Der Stifter ist auch dann, wenn er sich dieses Recht 
nicht vorbehalten hat, berechtigt, ein Kontrollorgan nach Art. 552 § 11 
Abs. 2 iVm Abs. 3 einzurichten. Wurde die Stiftung durch einen indirek-
ten Stellvertreter errichtet (Art. 552 § 4 Abs. 3), so gilt der Geschäftsherr 
(Machtgeber) als Stifter; Art. 552 § 30 Abs. 3 ist sinngemäss anzuwenden. 
Ist der Stifter verstorben oder geschäftsunfähig, so kann ein Kontrollor-
gan gemäss Art. 552 § 11 Abs. 2 Ziff. 1 iVm Abs. 3 durch den Stiftungsrat 
eingerichtet werden. Die Einrichtung des Kontrollorgans muss innerhalb 
von sechs Monaten nach Inkrafttreten dieses Gesetzes erfolgen. Bei ge-
meinnützigen Stiftungen (Art. 552 § 2) und privatnützigen Stiftungen, die 
auf spezialgesetzlicher Grundlage ein nach kaufmännischer Art geführtes 
Gewerbe betreiben und die nicht im Öffentlichkeitsregister eingetragen 
sind, ist jedes Mitglied des Stiftungsrats verpflichtet, die Stiftung inner-
halb von sechs Monaten nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes zur 
Eintragung ins Öffentlichkeitsregister anzumelden; Art. 552 § 19 ist 
sinngemäss anzuwenden. 

5) Wird ein Kontrollorgan gemäss Abs. 4 eingerichtet, so muss die 
Prüfung nach Art. 552 § 11 Abs. 4 oder Art. 552 § 27 Abs. 4 zum ersten 
Mal bis zum 30. Juni 2010 erfolgen. 

Art. 2 

Anpassung an das neue Recht 

1) Erfüllt das Errichtungsgeschäft einer Stiftung, die vor dem 31. De-
zember 2003 errichtet worden ist, nicht die Anforderungen nach Art. 552 
§ 16 Abs. 1 Ziff. 4, so ist der gesetzmässige Zustand nach den folgenden 
Bestimmungen bis zum 31. Dezember 2009 herzustellen. 



28 

2) Der Stifter ist auch dann, wenn er sich ein solches Recht nicht vor-
behalten hat, berechtigt, die Stiftungserklärung so abzuändern, dass der 
gesetzmässige Zustand hergestellt werden kann. Wurde die Stiftung 
durch einen indirekten Stellvertreter errichtet (Art. 552 § 4 Abs. 3), so gilt 
der Geschäftsherr (Machtgeber) als Stifter; Art. 552 § 30 Abs. 3 ist sinn-
gemäss anzuwenden. 

3) Ist der Stifter verstorben oder geschäftsunfähig, so kann die Stif-
tungserklärung vom Stiftungsrat in einer dem Art. 552 § 16 Abs. 1 Ziff. 4 
entsprechenden Weise geändert werden. Die Änderung durch den Stif-
tungsrat ist nur zulässig, wenn der Wille des Stifters festgestellt werden 
kann. Als Mittel zur Feststellung des Willens dürfen ausschliesslich Ur-
kunden verwendet werden, die vom Stifter, einem bei der Gründung 
tätigen direkten oder indirekten Stellvertreter oder einem Stiftungsorgan 
stammen. Stammt das Dokument nicht vom Stifter, so dürfen nur solche 
Dokumente herangezogen werden, die vor dem 1. Dezember 2006 er-
richtet worden sind. 

4) Der Stiftungsrat aller im Öffentlichkeitsregister nicht eingetrage-
nen Stiftungen hat dem Grundbuch- und Öffentlichkeitsregisteramt 
durch ausdrückliche Erklärung zu bestätigen, dass die Stiftungsdoku-
mente dem Art. 552 § 16 Abs. 1 Ziff. 4 entsprechen. Diese Erklärung darf 
erst abgegeben werden, nachdem der gesetzmässige Zustand gegebenen-
falls hergestellt wurde. Auf die Überprüfung der Richtigkeit der Erklä-
rung ist Art. 552 § 21 sinngemäss anzuwenden. 

5) Wird der gesetzmässige Zustand bis zum 30. Juni 2010 nicht herge-
stellt, so hat der Stiftungsrat einen Auflösungsbeschluss gemäss Art. 552 
§ 39 zu fassen, der dem Grundbuch- und Öffentlichkeitsregisteramt 
anzuzeigen ist. 

6) Wird die Anzeige nach Abs. 5 nicht bis zum 1. August 2010 erstat-
tet, so hat das Grundbuch- und Öffentlichkeitsregisteramt den Stiftungs-
rat aufzufordern, innerhalb einer Nachfrist von sechs Monaten eine Er-
klärung nach Abs. 4 vorzulegen oder den Auflösungsbeschluss anzuzei-
gen. Verstreicht auch diese Frist ungenützt, so verständigt das Grund-
buch- und Öffentlichkeitsregisteramt den Richter; dieser hat die Stiftung 
im Rechtsfürsorgeverfahren für aufgelöst zu erklären. 

7) Wird eine Stiftung nach Abs. 5 oder 6 aufgelöst, so ist das Grund-
buch- und Öffentlichkeitsregisteramt berechtigt, von sämtlichen Stif-
tungsorganen Auskünfte über den Fortgang der Liquidation zu verlan-
gen. Erweist es sich, dass der Liquidator bei der Durchführung der Li-
quidation säumig ist, so kann der Richter im Rechtsfürsorgeverfahren auf 
Antrag von Stiftungsbeteiligten, des Grundbuch- und Öffentlichkeitsre-
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gisteramtes oder von Amts wegen den Liquidator seines Amtes entheben 
und eine andere geeignete Person zum Liquidator bestellen. 

Art. 3 

Strafbestimmungen 

1) Wird eine Anzeige entgegen Art. 1 Abs. 2 nicht erstattet, so ist § 66c 
Abs. 1 und 2 SchlT sinngemäss anzuwenden. 

2) Wer vorsätzlich eine inhaltlich unrichtige Erklärung nach Art. 1 
Abs. 2 oder Art. 2 Abs. 4 abgibt oder eine Anzeige gemäss Art. 1 Abs. 4 
vorsätzlich unterlässt oder zu Unrecht erklärt, nicht der Aufsicht der 
Stiftungsaufsichtsbehörde zu unterstehen oder wer als Rechtsanwalt, 
Treuhänder oder Träger einer Berechtigung nach Art. 180a vorsätzlich 
oder fahrlässig eine unrichtige Bestätigung der Angaben gemäss Art. 1 
Abs. 2 iVm Art. 552 § 20 Abs. 1 PGR vornimmt, wird vom Landgericht 
wegen Übertretung mit einer Busse bis zu 50 000 Franken, im Nichtein-
bringlichkeitsfalle mit einer Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten, bestraft. 
Handelt der Täter fahrlässig, wird er vom Landgericht wegen Übertre-
tung mit einer Busse bis zu 20 000 Franken, im Nichteinbringlichkeitsfalle 
mit einer Freiheitsstrafe bis zu drei Monaten, bestraft. 

3) Disziplinäre Massnahmen bleiben vorbehalten. 

Art. 4 

Anwendung des neuen Rechts auf bestehende Anstalten 

1) Art. 107 Abs. 4a sowie Art. 552 § 2 Abs. 4, §§ 26, 27, 29, 31 bis 35, 
36 Abs. 1 und 41 sind sinngemäss auch auf solche Anstalten gemäss 
Art. 551 Abs. 2 PGR anzuwenden, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 
errichtet wurden. 

2) Die Mitglieder der Verwaltung einer Anstalt, die gemäss Art. 551 
Abs. 2 in Verbindung mit Art. 552 § 29 der Aufsicht der Stiftungsauf-
sichtsbehörde untersteht, haben dies der Stiftungsaufsichtsbehörde unter 
Vorlage eines Registerauszugs innerhalb von sechs Monaten nach In-
krafttreten dieses Gesetzes anzuzeigen. 

3) Wer als Mitglied der Verwaltung die Anzeige gemäss Abs. 2 vor-
sätzlich oder fahrlässig unterlässt oder zu Unrecht erklärt, nicht der Auf-
sicht der Stiftungsaufsichtsbehörde zu unterstehen, ist nach Art. 3 Abs. 2 
zu bestrafen. 



30 

III. 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt unter Vorbehalt des ungenutzten Ablaufs der Re-
ferendumsfrist am 1. April 2009 in Kraft, andernfalls am Tage der Kund-
machung. 

In Stellvertretung des Landesfürsten: 
gez. Alois 
Erbprinz 

gez. Otmar Hasler 
Fürstlicher Regierungschef 


